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Schriftliche Kleine Anfrage  
 

der Abgeordneten Andreas Grutzeck und Antje Müller-Möller (CDU) vom 
03.03.26 

 

und Antwort des Senats 

Betr.: Schulungen der Polizei im Umgang mit gehörlosen und anderen vul
nerablen Personengruppen sowie strukturelle Herausforderungen  
gehörloser Menschen in Hamburg 

Einleitung für die Fragen:  
Bei einem Gespräch mit dem Gehörlosenverband haben sich diverse Themen 
ergaben, die der Nachfrage bedürfen. Es wurde von einem Polizeieinsatz in 
Bochum letztes Jahr berichtet, der unter anderem aufgrund von Kommunika
tionsproblemen zwischen Gehörlosen und Polizei eskaliert ist. Der Fall wirft 
grundsätzliche Fragen zum Umgang der Polizei mit gehörlosen, blinden sowie 
weiteren vulnerablen Personengruppen auf. Zugleich berichten die Gehörlo
senverbände in Hamburg von erheblichen strukturellen und bürokratischen 
Belastungen, die insbesondere gehörlose Antragsteller bei der Inanspruch
nahme von Leistungen betreffen. Darüber hinaus zeichnet sich ein wachsen
der Bedarf an spezialisierten Pflege- und Altenheimplätzen für gehörlose Men
schen ab. 
Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat (Bitte jede Frage einzeln beant
worten): 

Einleitung für die Antworten: 
Zur Erhöhung der sozialen Kompetenz der Nachwuchskräfte (NWK) der Polizei im Lauf
bahnabschnitt (LA) I findet seit dem Jahr 2024 ein fünftägiges Sozialpraktikum im  
4. Semester statt. In diesem Rahmen können die NWK verschiedene soziale Einrich
tungen besuchen, darunter zum Beispiel den Blinden- und Sehbehindertenverein Ham
burg e. V. (BSVH). Im Rahmen eines Vortrags wird das Thema Sehbehinderung detail
liert und praxisnah erläutert. Eine weitere Befassung erfolgt im Gespräch mit einem 
Punktschriftlehrer (Betroffener und Lehrer). 
Darüber hinaus wird das Thema kognitive und psychische Beeinträchtigungen im Rah
men der Ausbildung unter dem Oberthema psychische Erkrankungen behandelt. Dies 
ist feststehender Unterrichtinhalt im Fach Polizeiberufskunde (PBK) im fünften Semes
ter (Abschlusssemester) der Ausbildung im LA I und umfasst 30 Unterrichtseinheiten 
(UE). Es werden polizeirelevante psychische Erkrankungen vorgestellt und der Umgang 
mit psychisch Erkrankten sowie der Vorgehensweise im Einsatz nach den Polizeidienst
vorschriften und Leitfäden besprochen.  
Vertiefend findet ein Ganztagesseminar zu diesem Thema statt. Das Seminar wird 
durch den Verein Irre menschlich Hamburg e.V. durchgeführt. Besonderes Augenmerk 
liegt auf dem Thema „Umgang mit psychisch Erkrankten“. Teil des Seminars ist auch 
der Austausch mit Menschen mit psychischer Erkrankung, die bereits polizeilichen Kon
takt hatten.  
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Im Curriculum der Hochschule der Polizei und somit verbindlich, wird das Thema Able
ismus verschiedentlich adressiert. Im Fachgebiet der Kriminalistik bestehen insbeson
dere im Rahmen des Vernehmungsseminars Berührungspunkte zum Thema, unter  
anderem durch die Auseinandersetzung mit den Vorgaben der Richtlinien für das Straf
verfahren und das Bußgeldverfahren (RiStBV) zum Einsatz von Dolmetscherinnen und 
Dolmetschern (zum Beispiel für Gebärdensprache).  
In der Lehrveranstaltung des Fachgebiets „Psychologie Vernehmung II“ werden Anfor
derungen in der Befragung und Vernehmung von Betroffenen erörtert. Dies gilt auch für 
die besonderen Anforderungen bei Menschen mit kognitiven oder psychischen Beein
trächtigungen, insbesondere im Hinblick auf die sprachliche Gestaltung, Unterstützung, 
Vermeidung suggestiver Einflüsse und möglicher Fehlerquellen. Daneben werden im 
Studium Fallbeispiele erörtert, welche auch Begegnungen mit Betroffenen mit psychi
schen Störungen umfassen. 
Das Institut für Demokratie, Diversität und Führung (IDDF) an der Akademie der Polizei 
Hamburg bietet im Rahmen der Grundlagenmodule regelmäßig Schulungen zu den 
Themen Diversität und Diskriminierung an, wobei auch Diskriminierungen aufgrund  
biologischer und kultureller Merkmale, einschließlich Behinderung, thematisiert werden. 
Darüber hinaus werden Schulungen zum diversitätssensiblen Sprachgebrauch sowie 
zum Thema „demokratische Resilienz“ angeboten, in denen das Thema Ableismus mit
hilfe interaktiver und erfahrungsorientierter Methoden behandelt wird. Die Teilnahme an 
diesen Schulungen ist freiwillig. 
Bei den folgend genannten Schulungen wird das Thema Ableismus behandelt: 
- Grundlagenmodul Diversität sensibler Sprachgebrauch (ein Tag/einmal im Jahr), 
- Multiplikatorenschulung zu demokratischer Resilienz (eine Woche/zweimal im Jahr), 
- Kurs Diversität sensibler Sprachgebrauch (auf Anfrage von Dienststellen), 
- Modul Führungsgrundlagen (ein Tag/einmal im Jahr). 
Darüber hinaus werden durch die Abteilung Fortbildung (AK 2) folgende Lehrgänge zum 
Thema psychisch erkrankte Menschen angeboten, die auch eine freiwillige Teilnahme 
voraussetzen: 
- Aufbaulehrgang für den Besonderen Fußstreifendienst (ein Tag/einmal im Jahr)  

sowie der entsprechende Qualifizierungslehrgang (ein Tag/bis zu sechsmal im Jahr). 
Angaben zum genauen Umfang der Inhalte zu den Modulen und Lehrgängen sind nicht 
möglich, da die Inhalte häufig nicht separat behandelt werden und andere Thematiken 
einschließen. Die Inhalte der Aus- und Fortbildung werden zudem fortwährend an neue 
Studienlagen, zusätzliche/verbesserte Einsatzmittel und neue Lageerkenntnisse ange
passt.  
Die Polizei steht in Kontakt mit dem Gehörlosenverband Hamburg e.V. Hierbei fungiert 
die Akademie der Polizei (AK 301) seit Herbst 2021 als Single Point of Contact. Auf 
Vermittlung durch den Präses der Behörde für Inneres und Sport hat überdies am  
3. März 2026 ein Austausch zwischen dem Vorsitzenden und Vertreterinnen des  
Gehörlosenverbandes Hamburg e.V. sowie dem Polizeipräsidenten und Vertreterinnen 
der Akademie der Polizei Hamburg stattgefunden, in dem weitere Möglichkeiten der 
Sensibilisierung von Einsatzkräften für die Belange von gehörlosen Menschen erörtert 
und konkret die Erstellung eines Informationsformats für die Polizei Hamburg unter  
Beteiligung des Gehörlosenverbands Hamburg e.V. vereinbart wurden. 
Seitens des Landeskriminalamtes (Polizeilicher Opferschutz/LKA FSt 3) besteht ein 
Austausch zum Thema Kommunikation von und mit gehörlosen Menschen mit der Lan
desarbeitsgemeinschaft für behinderte Menschen e.V. Ferner informiert das LKA FSt 3 
im Rahmen der Netzwerkarbeit sowie im Einzelfall auf Nachfragen von Netzwerkpart
nern (zum Beispiel Opferhilfeeinrichtungen und Beratungsstellen) über die Möglichkei
ten der Kontaktaufnahme gehörloser Menschen zur Polizei. Menschen mit Hörbehinde
rung sowie gehörlose Menschen haben die Möglichkeit, den polizeilichen Notruf per 
Fax, über den Gebärdendolmetschendendienst Tess Relay sowie über die Notruf-App 
(Nora) zu erreichen. Das LKA FSt 3 führt zudem eine im Intranet der Polizei abrufbare 
Liste mit Dolmetschenden und deren Erreichbarkeiten. Darin sind auch mehrere Gebär
dendolmetschende aufgeführt, die im Einsatzfall angefordert werden können. 
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Auch der Notruf der Feuerwehr ist über Nora erreichbar. Die Kommunikation zwischen 
Einsatzkräften der Feuerwehr und hilfesuchenden Personen erfolgt grundsätzlich situ
ationsabhängig und individuell direkt an der Einsatzstelle. Dabei wird eine barrierefreie 
Kommunikation mittels des Notfallinformations- und Dokumentationssystems (NIDA) 
und der darauf befindlichen Applikation „tip doc“ gewährleistet. Das Prinzip von „tip doc“ 
ist die Verbesserung der Verständigung durch die Kombination von Bildern und kurzen 
mehrsprachigen Untertiteln. Ein direkter, institutionalisierter Austausch zwischen Ein
satzkräften der Feuerwehr und Selbstvertretungsorganisationen von Menschen mit 
kommunikativen Einschränkungen zum Thema Verständigung im Einsatz- oder Krisen
fall findet in der Regel nicht auf operativer Ebene statt.  
Mit dem Zentrum für Teilhabe hat die für Soziales zuständige Behörde zum 1. Januar 
2026 eine Organisationseinheit geschaffen, in der die wesentlichen Leistungen für Men
schen mit Behinderungen in Hamburg gebündelt wurden. Mit der Errichtung eines Ser
vicecenters soll im Jahr 2026 im Zentrum für Teilhabe ein Bereich für die fachübergrei
fende persönliche, telefonische und digitale Beratung geschaffen werden, der auch und 
insbesondere unter Berücksichtigung von Aspekten der Barrierefreiheit ausgestaltet 
werden soll (siehe Drs. 23/1388). Seit Anfang 2025 stellt das Hamburger Integrations
amt als Teileinheit des Zentrums für Teilhabe Informationen zur Beantragung von Dol
metschendenleistungen oder einer Kommunikationsassistenz in Deutscher Gebärden
sprache zur Verfügung. 
Der Bezug von Sozialleistungen ist notwendigerweise immer mit der Pflicht zum Nach
weis des Vorliegens der gesetzlichen Voraussetzungen verbunden. Dabei gelten für 
gehörlose Menschen keine anderen Voraussetzungen als für Menschen mit anderen 
Behinderungen oder Menschen ohne Behinderungen. 
Bürgerinnen und Bürger können Sozialleistungen vielfach auch online mit einfachen 
Erläuterungen und überschaubaren Schrittfolgen über Startseite – Sozialleistungen ein
fach erklärt – Sozialplattform beantragen. Auf der Plattform sind auch Videos integriert, 
die Erläuterungen in Deutscher Gebärdensprache geben. 
Die Hamburger Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte Menschen e.V., der Gehör
losenverband Hamburg e.V., der Gehörlosen-Sportverein von 1904 e. V. (HGSV) und 
der Hamburger Sportbund (HSB) erhalten im Rahmen ihrer Zuwendungen der für  
Soziales zuständigen Behörde, der für Sport zuständigen Behörde und der für Schule 
und Familie zuständigen Behörde unter anderem Honorarmittel für Gebärdensprach
dolmetscher. Diese dienen einerseits der Gewährleistung der eigenen Verbandsarbeit, 
andererseits der unbürokratischen und kurzfristigen Unterstützung von Dolmetscherbe
darfen im Sport (siehe Drs. 23/1179) sowie zur Teilnahme gehörloser Eltern hörender 
und gehörloser Kinder an schulischen Veranstaltungen, sowie an Veranstaltungen der 
Kindertageseinrichtung beziehungsweise der Kindertagespflege ihrer Kinder. Zudem 
wird der Hamburger Gebärdensprachjugendclub Nordlicht im Rahmen der Förderposi
tion 2.3.1.7 des Landesförderplans unterstützt, um allen jungen Menschen – insbeson
dere mit Hörbehinderung – die gleichberechtigte Teilhabe an der Jugendverbandsarbeit 
zu ermöglichen. 
Das Hamburgische Behindertengleichstellungsgesetz (HmbBGG) sieht vor, dass die 
Träger öffentlicher Gewalt und juristischen Personen bei der Kommunikation mit Men
schen mit Behinderungen deren besonderen Bedürfnisse zu berücksichtigen haben. 
Menschen mit Behinderungen, insbesondere Menschen mit einer Hör- oder Sprachbe
hinderung haben darüber hinaus das Recht, mit Trägern öffentlicher Gewalt zur Wahr
nehmung eigener Rechte im Verwaltungsverfahren in für sie geeigneten Kommunikati
onsformen zu kommunizieren. Die Einzelheiten des Anspruchs ergeben sich aus der 
Hamburgischen Kommunikationshilfenverordnung (HmbKHVO). 
Werden in Verwaltungsverfahren, Sozialverwaltungsverfahren oder auch bei Veranstal
tungen der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) Gebärdensprachdolmetscherinnen 
oder Gebärdensprachdolmetscher benötigt, so erfolgt die Beauftragung und Abrech
nung grundsätzlich direkt zwischen ihnen und der Verwaltung beziehungsweise dem 
Gehörlosenverband Hamburg e.V., der bereits seit 2007 in Verwaltungsverfahren nach 
dem Hamburgischen Verwaltungsverfahrensgesetz (HmbVwVfG) die Vermittlung und 
Abrechnung im Auftrag der FHH übernimmt und hierfür eine entsprechende Zuwendung 

https://sozialplattform.de/
https://sozialplattform.de/
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erhält. Hierbei gelten für die Gebärdensprachdolmetscherinnen oder Gebärdensprach
dolmetscher für die Geltendmachung ihres Anspruchs die jeweils einschlägigen gesetz
lichen Fristen. Die gehörlosen Menschen selbst haben in diesen Fällen keinen Aufwand 
und brauchen daher keine Fristen zu beachten. Etwas anderes gilt in Verwaltungsver
fahren und Sozialverwaltungsverfahren nur dann, wenn die Berechtigten von ihrem 
Wahlrecht Gebrauch machen und selbst einen Gebärdensprachdolmetscher oder eine 
Gebärdensprachdolmetscherin bereitstellen möchten. 
Das Hamburger Integrationsamt ermöglicht den anspruchsberechtigten Personen für 
Leistungen der Arbeitsassistenz gemäß § 185 Absatz 5 Sozialgesetzbuch Neuntes 
Buch in Verbindung mit § 17 Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabenverordnung zwei 
verschiedene Abrechnungsmöglichkeiten. Einerseits können im sogenannten Dienst
leistermodell die Assistenzkräfte vom Integrationsamt abgerechnet werden. In diesem 
Fall entsteht der anspruchsberechtigten Person kein zusätzlicher Verwaltungsaufwand. 
Auf Wunsch der anspruchsberechtigen Person gewährt das Integrationsamt dieser  
alternativ einen Abschlag in der Höhe des Bedarfs von drei Monaten zur direkten  
Abrechnung mit der Assistenzkraft in Eigenverwaltung. In diesen Fällen erhält die  
anspruchsberechtigte Person eine als angemessen bewertete Aufwandsentschädigung 
von 40 Euro monatlich. 
Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der FHH werden über das Zentrum für Aus- 
und Fortbildung (ZAF) regelhaft Fortbildungen zu den Themen Barrierefreiheit, Inklu
sion, Anti-Diskriminierung und Diversity angeboten. Das Aus- und Fortbildungskonzept 
wird derzeit weiterentwickelt (Maßnahme M 2 – H 2.1 des Hamburger Landesaktions
plans (LAP) zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen, 
siehe Drs. 22/14005). 
Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt: 

Frage 1: Welche verbindlichen Schulungsinhalte existieren derzeit in der Aus- 
und Fortbildung der Hamburger Polizei zum Umgang mit gehörlosen 
Menschen, blinden und sehbehinderten Menschen sowie Menschen 
mit kognitiven oder psychischen Beeinträchtigungen? 

Frage 2: In welchem Umfang werden diese Themen in der Grundausbildung 
sowie in der regelmäßigen Fortbildung behandelt? 

Frage 3: Gibt es einen direkten Austausch zwischen Einsatzkräften im Krisen
fall (zum Beispiel Polizei, Feuerwehr, THW) und Selbstvertretungs-
organisationen von Menschen mit kommunikativen Einschränkungen 
(zum Beispiel gehörlose Menschen, blinde und sehbehinderte Men
schen, demente Menschen, Menschen mit kognitiven oder psychi
schen Beeinträchtigungen) zum Thema effiziente Verständigung im 
Krisen- oder Notfall oder hat es einen solchen gegeben?  
Falls ja, bitte nach Art des Austauschs, beteiligten Akteuren und Zeit
punkt ausweisen. Wenn möglich, wesentliche Punkte der Ergebnisse 
aufführen. 

Frage 4: Falls ein solcher Austausch mit einzelnen oder mehreren Selbstver
tretungsorganisationen der oben aufgeführten Gruppierungen noch 
nicht stattgefunden hat, ist er in Planung? Bitte nach Akteuren, Zeit
rahmen und Zielsetzung spezifizieren. 

Antwort zu Fragen 1 bis 4: 
Siehe Vorbemerkung. 

Frage 5: Gibt es spezielle Einsatzleitlinien oder Handlungsanweisungen für 
Einsatzlagen, in denen Kommunikationsbarrieren aufgrund von  
Behinderungen bestehen? 

Antwort zu Frage 5: 
Nein. Im Übrigen siehe Vorbemerkung. 
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Frage 6: Welche Möglichkeiten haben Polizeibeamtinnen und -beamte im Ein
satzfall, kurzfristig qualifizierte Gebärdensprachdolmetscher oder  
andere Kommunikationshilfen hinzuzuziehen? 

Frage 7: Welche Kenntnisse hat der Senat über den Umfang der bürokrati
schen Anforderungen, denen gehörlose Menschen als Antragsteller 
in Hamburg bei der Beantragung, Abrechnung und Verwaltung von 
Leistungen (zum Beispiel Persönliches Budget für Arbeitsassistenz) 
gegenüber dem Integrationsamt und dem Sozialamt unterliegen, ins
besondere im Hinblick auf wiederkehrende Nachweis-, Abrechnungs- 
und Vorauszahlungsverfahren? 

Frage 8: Wie bewertet der Senat die Aussage, dass gehörlose Antragsteller 
einen erheblichen Teil ihrer Zeit für Verwaltungs-, Abrechnungs- und 
Buchhaltungsaufgaben aufwenden müssen und diese Anforderun
gen für viele Betroffene eine hohe oder dauerhafte Hürde darstellen? 

Frage 9: Der Gehörlosenverband benennt eine derzeit gewährte monatliche 
Verwaltungspauschale von 40 Euro für Antragsteller. Hält der Senat 
diese Pauschale angesichts des tatsächlichen Verwaltungsaufwands 
(unter anderem Buchhaltung, Fristenkontrolle, Lohn-, Steuer- und  
Sozialabgaben, Abstimmungen mit Steuerbüros) für angemessen? 

Frage 10: Welche Möglichkeiten sieht der Senat, die Verwaltungsverfahren für 
gehörlose Antragsteller zu vereinfachen, digitale Prozesse zu opti
mieren sowie Pauschalen oder Förderinstrumente anzupassen, um 
den Verwaltungsaufwand und die persönliche Verantwortung spürbar 
zu reduzieren? 

Frage 11: Welche gesetzlichen oder verwaltungsinternen Fristen gelten für  
gehörlose Antragsteller bei der Vorlage von Unterlagen, Abrechnun
gen und Verwendungsnachweisen gegenüber Integrations- und  
Sozialbehörden? 

Antwort zu Fragen 6 bis 11: 
Siehe Vorbemerkung. Im Übrigen gelten für Zuwendungsempfangende die allgemeinen 
Fristen, die sich aus den Rechtsgrundlagen der jeweiligen Förderung ergeben. 

Frage 12: Wie häufig kam es in den letzten fünf Jahren zu Mahnungen, Ver
zugszinsen, Vollstreckungsmaßnahmen gegenüber solchen Verbän
den? 

Frage 13: Welche Möglichkeiten sieht der Senat, bei erkennbarer personeller 
Überlastung der ehrenamtlichen Vorstände Fristen großzügiger zu 
handhaben oder Stundungen zu ermöglichen? 

Frage 14: Werden Mitarbeitende der zuständigen Behörden für die besondere 
Situation ehrenamtlich geführter Behindertenverbände sensibilisiert? 

Antwort zu Fragen 12, 13 und 14: 
Innerhalb der letzten fünf Jahre kam es in Bezug auf bewilligte Zuwendungen für den 
Gehörlosenverband Hamburg e.V. durch die für Soziales und die für Sport zuständigen 
Behörde zu keinen Mahnungen, Verzugszinsen oder Vollstreckungsmaßnahmen. Sei
tens der für Schule zuständigen Behörde wurden im Jahr 2024 in einem Fall mit der 
Rückforderung Verzugszinsen gemäß der Allgemeinen Nebenbestimmungen für  
Zuwendungen zur Projektförderung geltend gemacht. Die Sichtung eventueller Mah
nungen im Bereich der Kindertageseinrichtungen ist in der für die Beantwortung einer 
Parlamentarischen zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich. 
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Auf begründetem Antrag des Zuwendungsempfangenden kann die Bewilligungsbe
hörde Fristverlängerungen zum Beispiel zur Vorlage des Verwendungsnachweises ge
währen. Die Veränderungen von Forderungen (unter anderem Stundungen) richten sich 
nach § 62 Landeshaushaltsordnung und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften. 
Eine Stundung kann auf Antrag der Schuldnerin oder des Schuldners gewährt werden, 
wenn die sofortige Einziehung mit erheblichen Härten für die Schuldnerin oder den 
Schuldner verbunden wäre und die Forderung durch die Stundung nicht gefährdet wird. 
Im Übrigen siehe Vorbemerkung. 
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